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1. Veranlassung 
 
Im März 2007 wurde der Antrag IV/A 170/07 „Erweiterung des Angebotes von Stell-
plätzen für Pkw und Fahrräder in besonders belasteten Wohngebieten“ durch die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und im Juli als Neufassung erneut eingebracht. Für  
Schleußig sollte demnach als ein Modellprojekt in Leipzig vertieft nach Lösungsmög-
lichkeiten untersucht werden. Über die fortlaufenden Arbeiten der Verwaltung wurde 
mehrfach unter anderem auch in der Presse berichtigt. Zuletzt informierte die Verwal-
tung im November 2008 den Stadtrat. In dieser Informationsvorlage soll im Folgen-
den zusammenfassend und nach Auswertung aller erfolgten Untersuchungen die Er-
gebnisse der Arbeit der letzten Jahre dargestellt werden. 
 
 
2. Parkplatzsituation in Schleußig 
 
Mit Fortschreiten des Sanierungsstandes und der steigenden Wohnungsnachfrage in 
Schleußig sind mit den Veränderungen im Mobilitätsverhalten der Bürger in den letz-
ten Jahren auch die Probleme gewachsen freie Stellplätze für Pkw in Wohnungsnähe 
zu finden. Dieses Phänomen ist kein Schleußig spezifisches, sondern eine generelle 
Herausforderung in allen gründerzeitlichen Quartieren mit hohem Sanierungsstand 
bzw. geringem Leerstand. Grundsätzlich gibt es im öffentlichen Raum nicht ausrei-
chend Flächen um den großen Flächenbedarf für abzustellende Kraftfahrzeuge so-
wie die sonstigen Anforderungen an den öffentlichen Raum zu bedienen. Dazu gehö-
ren eine anspruchsgerechte Gestaltung des öffentlichen Raums, Qualitäten für einen 
angenehmen Aufenthalt, Raum für die Sozialisation von Kindern, als Kommunika-
tionsraum zwischen Nachbarn, Flächen für Grün, Bäume, zur Ver- und Entsorgung 
usw. 
 
Die besondere Schärfe dieses generellen Problems zeigt sich in Schleußig insbe-
sondere in der Brockhausstraße durch illegales Parken auf den breiten Gehwegen, 
die dafür nicht ausgelegt und auch nicht ausgewiesen sind, mit allen daraus resul-
tierenden Konsequenzen. Seit mehreren Jahren beschäftigt sich die Verwaltung 
immer wieder mit den Problemen des ruhenden Verkehrs in den Stadtteilen. Aller-
dings ist es keine Aufgabe der Verwaltung für den Bedarf an privaten Stellplätzen 
Kapazitäten zu schaffen oder vorzuhalten, sondern es ist ursächliche Aufgabe der 
Grundstückseigentümer bzw. der Fahrzeughalter sich um legale Stellplätze zu be-
mühen. Hierbei gilt: Jeder Verkehrsteilnehmer hat sich so zu verhalten, dass kein 
Anderer geschädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, 
behindert oder belästigt wird (§ 1 (2) StVO).  
 
Bei der illegalen Nutzung der Gehwege entstehen vor allem beim Verlassen und 
Erreichen der Parkstände Gefährdungen für Fußgänger durch das bewegte Fahr-
zeug insbesondere an Engstellen, an Ein- und Druchgängen sowie Gebäudezu-
gängen. Bei intensiver Nutzung der Gehwege durch parkende Kfz ist ein Verlassen 
der Gehwege teilweise nur am Ende des Straßenabschnitts im Bereich der abge-
senkten Gehbahn möglich, sofern diese nicht illegaler Weise zugeparkt werden. 
 
Durch das Befahren der Gehwege entstehen insbesondere an Regentagen bzw. bei 
durchweichtem Untergrund teils erhebliche Schäden im Bereich der Mosaikpflaster-
streifen. So sind über weite Abschnitte auf den Gehwegen in der Brockhausstraße 
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bereits Fahrrinnen in Längsrichtung zu erkennen, die aus dem illegalen Parken und 
Befahren resultieren. Hieraus ergibt sich eine verfrühte Abnutzung und ein vorzeitiger 
Bedarf die Gehbahnen zu sanieren. Weiter werden die Wurzelräume der vorhanden-
en Bäume durch das nicht vorgesehene Befahren geschädigt, was bis zu einem vor-
zeitigen Totalverlust des Baumbestandes führen kann. Auf Grund der allgemeinen 
Haushaltslage der Stadt in den letzten Jahren und dem daraus folgenden generellen 
Stau bei Erhaltungsmaßnahmen und im Straßenunterhalt eine mehr als unbefriedi-
gende Situation.  
 
Seit dem Antrag IV/A 170/07 „Erweiterung des Angebotes von Stellplätzen für Pkw 
und Fahrräder in besonders belasteten Wohngebieten“ der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vom März 2007 hat sich die Verwaltung intensiv mit dem Mangel an Stell-
plätzen im Stadtgebiet, insbesondere in Schleußig, befasst. In dem dazugehörigen 
Verwaltungsstandpunkt wurde auf die in erster Linie verantwortlichen Privaten und 
Eigentümer bzw. Vermieter hingewiesen, die ggf. in Kooperation mit weiteren Inve-
storen für Anlagen für den ruhenden Verkehr sorgen müssten. Eine Begleitung mög-
licher Initiativen durch die Verwaltung wurde dabei angeboten. 
 
Anfang Juli 2007 wurde über die LVZ angekündigt, dass durch das Ordnungsamt 
nach einer zweiwöchigen Vorwarnzeit (mit so genannten Höflichkeitszetteln) auf 
Grund der Gefahrensituation gegen das illegale Parken in Schleußig vorgegangen 
werden soll. Diese Pressemitteilung führte zu starken Reaktionen in der Öffentlichkeit 
und mündete in Unterschriftensammlungen die als Petitionen an die Stadt gingen 
(Petition 05007-31 und 05307-33). 
 
Im Ergebnis wurden die geplanten verstärkten Kontrollen auf das bisherige Maß 
reduziert und ab Sommer 2007 fanden regelmäßige Treffen mit einer Arbeitsgruppe 
des Bürgervereins Schleußig statt, die es sich zur Aufgabe gemacht hat das Ge-
spräch zwischen Verwaltung, Eigentümern und Anwohnern zu moderieren. Bis Ende 
2008 haben hierzu 10 Gesprächsrunden teils öffentlich, teils in geschlossenem 
Arbeitskreis stattgefunden. An den Beratungen haben sich mehrere Ämter der Stadt 
(Ordnungsamt, Verkehrs- und Tiefbauamt, Stadtplanungsamt) beteiligt um gemein-
sam mit den Bürgern nach Lösungen zu suchen.  
 
Für die im Arbeitskreis vertretenden Bürger war es ein Hauptanliegen Möglichkeiten 
zur Schaffung zusätzlicher Stellplätze zu erörtern und „unschöne“ Situationen bei 
einer im Raum stehenden verstärkten Durchsetzung des Parkverbots auf Gehwegen 
zu verhindern. Es war in den Runden klar, dass die Handlungsverantwortung bei den 
Eigentümern lag und die Stadt lediglich vermittelnd agieren kann, trotzdem wurden 
immer wieder Wünsche geäußert, die Stadt möge sich auch finanziell an Investition-
en für den Bau von Parkhäusern, Tiefgaragen oder den Umbau von Straßenzügen 
beteiligen. Die Auskunft, dass hierfür keine Mittel zur Verfügung stehen bzw. es im 
Hinblick auf Dringlichkeiten und Aspekten der Verkehrssicherheit eine Vielzahl an-
derer Straßen auf der Prioritätenliste vor den meisten Straßen in Schleußig stehen, 
war für die engagierten Bürger des Arbeitskreises unbefriedigend. Der Hinweis, dass 
bei einem Umbau der Anliegerstraßen auch Straßenausbaubeiträge zu erwarten 
sind, die auf die Eigentümer und sehr wahrscheinlich letztlich auf die Mieter umgelegt 
werden, wurde schließlich akzeptiert. 
 
Weitere Punkte der Diskussionen werden im Folgenden kurz erläutert. 
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3. Diskussion in den Gesprächsrunden des Arbeitskre ises  
 
3.1 Bewohnerparken (früher „Anwohnerparken“) 
 
Es wurde im Arbeitskreis erläutert, dass Bewohnerparkregelungen in Schleußig nicht 
angeordnet werden können, da die Voraussetzung hierfür nicht erfüllt sind. Mit Be-
wohnerparkregelungen sollen beispielsweise Berufspendler oder Einkaufsverkehre 
aus einem bestimmten Gebiet herausgehalten werden. Hierfür müssen unter Beach-
tung der gemeldeten Fahrzeuge der Bewohner mindestens 50 % freie Stellplätze im 
öffentlichen Raum zur Verfügung stehen. Dieses Kriterium wird in Schleußig bei 
weitem nicht erfüllt. Weiter wurde angemerkt, dass lediglich durch Bewohnerparken 
keine neuen Stellplätze geschaffen werden. Es wurde vermutet, dass die jährlich zu 
leistenden Gebühren ohne zu erwartenden Stellplatz als Gegenleistung auf keine 
Akzeptanz bei den Schleußigern stoßen würde. 
 
 
3.2 Änderungen der Parkanordnungen 
 
Durch die Verwaltung wurden für mehrere Straßen beispielhaft Veränderung der 
Parkanordnung geprüft (in der Regel von Längsaufstellung zu Schrägaufstellung). Es 
wurde untersucht in welchen Straßen Lösungen mit Markierungen vorgeschlagen 
werden können bzw. Straßen in denen nur durch bauliche Maßnahmen zusätzliche 
Stellplätze geschaffen werden könnten (z. B. die Brockhausstraße). Im Ergebnis 
ließen sich nur relativ wenige zusätzliche Stellplätze gewinnen, die weit unter dem 
Bedarf der legal und illegal abgestellten Fahrzeuge liegen. Gleichzeitig würde der 
Straßenraum so eingeengt, dass ein Begegnungsfall Pkw-Pkw bzw. Lkw nicht mehr 
gewährleistet und auch die Anfahrt der Feuerwehr im Einsatzfall nicht mehr in allen 
Fällen garantiert werden kann. 
 
 
3.3 Einbahnstraßenregelungen 
 
In Ergänzung wurden Einbahnstraßenregelungen vorgeschlagen, um bei einer Quer-
schnittseinengung einen Einrichtungsverkehr zu ermöglichen. Hierzu wurde erläutert, 
dass generell Einbahnstraßen in geschwindigkeitsreduzierten Bereichen (z. B. 
Tempo 30-Zonen) dazu neigen höhere Fahrgeschwindigkeiten im Kfz-Verkehr zu 
verursachen (es gibt keinen zu beachtenden Gegenverkehr) und das Problem bleibt, 
dass eine Ver- und Entsorgung durch Fahrzeuge, die im Straßenraum halten und an 
denen nicht mehr vorbeigefahren werden kann, eine totale Blockade der Straße be-
deuten. Weiter müsste davon auszugehen sein, dass Radverkehr in Gegenrichtung 
zuzulassen wäre bzw. fahren würde und es deshalb in stark beengten Begegnungs-
räumen zu Gefährdungen kommen könnte. 
 
 
3.4 Komplettumbau von Straßenzügen 
 
Am Beispiel der Brockhausstraße wurde ein Komplettumbau des Straßenraumes in 
mehreren Varianten diskutiert. Randbedingung war, dass auf die vorhandenen 
Baumbestände nicht verzichtet werden kann, entsprechend die Wurzelräume zu 
schützen sind und leere Baumscheiben im entsprechenden Raster nachgepflanzt 
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werden sollten. Hierbei ließen sich trotz des Einsatzes erheblicher Mittel keine we-
sentlichen zusätzlichen Stellplätze erzielen. Hierbei wären für die Anliegerstraße ent-
stehende Kosten anteilig auf die Eigentümer umzulegen. Dies schien den Teilneh-
mern des Arbeitskreises vor dem Hintergrund, dass nicht nur Bewohner der Brock-
hausstraße, sondern auch aus den Nachbarstraßen illegal auf den Gehwegen par-
ken, nur schwer vermittelbar. 
 
 
3.5 Bau von Parkhäusern oder Tiefgaragen 
 
In den Gesprächen mit dem Arbeitskreis wurde informiert, dass keine derartigen An-
lagen durch Stadt ggf. auch nur anteilig zu finanzieren sind, noch Mittel aus den Ein-
nahmen für Stellplatzablösebeträge bereitgestellt werden können, da in Schleußig 
keine Stellplatzablösebeträge angefallen sind. Weiter wurde erläutert, dass die Nach-
frage nach vermietbaren Stellplätzen in Tiefgaragen, wie z. B. im Musikviertel deut-
lich hinter den Erwartungen zurückbleiben. Auch im Musikviertel wurden über Jahre 
Forderungen zur Lösung des Parkproblems erhoben, die insbesondere im Bereich 
um die Einrichtungen der Universität kulminierten. Nach Fertigstellung der Tiefgarage 
am Bundesverwaltungsgericht mit über 300 Stellplätzen ist festzustellen, dass die 
dort angebotenen Kapazitäten nicht voll nachgefragt werden. Offensichtlich liegt dies 
an dem Thema Mietkosten, die – unabhängig von der Höhe – von den Nutzern, die 
zuvor einen kostenlosen Stellplatz im öffentlichen Raum nutzten, kaum akzeptiert 
werden. In Schleußig liegen die Mietkosten für einen Stellplatz heute zwischen ca. 70 
bis 90 € pro Monat und damit deutlich über der in der Befragung des Helmholtz-
Zentrums für Umweltforschung - UFZ ermittelten mittleren Zahlungsbereitschaft von 
20 € pro Monat. 
 
Für einen Parkhausneubau z. B. auch als automatisches Parkhaus wären Baukosten 
in der Größe von ca. 22.000 € bis 25.000 € pro Stellplatz zu erwarten zuzüglich der 
Kosten für den Grunderwerb. Für eine größere Anlage beispielhaft auf dem brach-
liegenden Grundstück in der Rochlitzstraße westlich der Könneritzstraße wären dann 
monatliche Mietkosten von über 120 € pro Stellplatz zu erwarten.  
 
 
3.6 Bau einer Parkpalette  
 
Durch den Bürgerverein wurde der Bau einer Parkpalette über den Garagen westlich 
der südlichen Holbeinstraße ins Gespräch gebracht. Aus Sicht der Stadt ist dieser 
Standort mit dem dann entstehenden zusätzlichen Verkehren in unmittelbarer Nach-
barschaft zum Spielplatz Oeserstraße keine gute Wahl. Bei einem langfristigen Weg-
fall der Eigentumsgaragen würde zukünftig auch vorzugsweise eine Begrünung der 
Fläche und eine Integration in den grünen Landschaftsraum angestrebt. Auf Grund 
der statisch schwierigen Konstruktion der Parkpalette und der komplizierten einzel-
nen Eigentumsverhältnis der Garagen wird die Idee zur Zeit nicht weiterverfolgt. 
 
 
3.7 Bau von temporären ebenerdigen Stellplätzen 
 
Insbesondere auf den brachliegenden Flächen in der Rochlitzstraße wurden mit dem 
Eigentümer Möglichkeiten für eine temporäre Stellplatznutzung bis zu einer vom 
Eigentümer angestrebten Bebauung diskutiert. Es wurde ein möglicher Betreiber 
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gefunden, der bereit gewesen wäre die Kosten für die Investitionen, die Vermarktung 
und den laufenden Unterhalt zu übernehmen. Für den Eigentümer wäre ein jährlicher 
Betrag als Einnahmen ohne weitere Verpflichtungen erfolgt. Leider konnten die Ge-
spräche nach mehrmaligen Anläufen nicht erfolgreich abgeschlossen werden. Insbe-
sondere für die noch bevorstehende Bauzeit der Könneritzstraße wäre sonst eine 
attraktive Ausweichmöglichkeit entstanden. 
 
Eine weitere mögliche Fläche für ebenerdige Stellflächen an der Rödelstraße ist 
noch in der Diskussion. 
 
 
3.8 Fahrradparken 
 
Generell ist es möglich, dass sich private Eigentümer auf Antrag bei der Stadt Fahr-
radbügel vor die Haustür durch die Stadt errichten lassen. Entsprechend wurde auch 
in einem Artikel im Amtsblatt informiert. Die Kosten je Bügel liegen bei ca. 135 €. Der 
Unterhalt der Bügel wird vom Verkehrs- und Tiefbauamt übernommen. Mit der Um-
gestaltung der Könneritzstraße wird es ähnlich wie im bereits ausgebauten Bereich 
der Haltestelle Rödelstraße neue Abstellbügel an geeigneten Stellen geben. 
 
 
4. Abstimmungen mit weiteren Dritten 
 
4.1 Vertreter Haus und Grund e. V. 
 
Durch den Bürgerverein wurde auch der Kontakt zum Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer-Verein Leipzig und Umgebung e. V. (Haus und Grund e. V.) gesucht. Der 
Geschäftsführer von Haus & Grund Leipzig hatte sich bereit erklärt seine Mitglieder 
zur Stellplatzproblematik anzuschreiben. Allerdings konnte im Ergebnis keine Aktivi-
tät der Eigentümer erreicht werden. Offensichtlich sehen sich die im Verein zusam-
mengeschlossenen Eigentümer nicht in der Verantwortung bzw. Pflicht etwas zur 
Beseitigung des Stellplatzmangels in Schleußig zu tun. 
 
 
4.2 Untersuchung von Studenten der HTWK 
 
Durch den Kontakt zur HTWK konnte im Studienjahr 2007/2008 eine studentische 
Arbeitsgruppe von 10 Personen gewonnen werden, die sich im Rahmen ihrer Beleg-
arbeit mit dem Parkproblem in Schleußig beschäftigten. Es wurden drei Arbeitsgrup-
pen gebildet und der Bereich nördlich der Rödelstraße betrachtet. Die Ergebnisse 
aus der studentischen Arbeit wurden der Stadt Ende November übergeben und wur-
den Ende Januar 2009 in einer hochschulinternen Veranstaltung vorgestellt. 
 
Die sehr engagierte Arbeit entstand in Zusammenarbeit und mit Unterstützung des 
Bürgervereins und entwickelte Lösungsvorschläge auf Grundlage einer detaillierten 
Analyse. So wurden Zählungen von abgestellten Kfz und Fahrrädern an unterschied-
lichen Wochentagen und zu unterschiedlichen Tageszeiten (vor allem in den Nacht-
stunden) vorgenommen.  
 
Hauptinhalt der Untersuchung der Studenten der HTWK sind Ideen zur Umgestal-
tung der Straßen bzw. im Straßenraum vorhandener Grünflächen um ein Maximum 
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an Stellplätzen zu schaffen. Teilweise entstanden Varianten auf Grund einer kom-
pletten Umgestaltung des Straßenraumes mit Wegfall der heutigen Bäume und Er-
satz in einem versetzten Raster. Gehwegrestbreiten von unter ca. 1,50 m bzw. ein 
abschnittsweiser kompletter Verzicht auf Gehbahnen entlang der Könneritzstraße im 
Einmündungsbereich der Brockhausstraße wurden dabei in Kauf genommen, um 
beispielsweise einen Parkplatz im heutigen Knotenbereich der Brockhausstraße ein-
zuordnen. Diese Ideen werden seitens der Stadt aus Gründen der Verkehrssicher-
heit, der Gestaltung, des Stadtbildes und unter Beachtung der Realisierungskosten 
nicht weiterverfolgt. Ebenfalls wurden Grundprinzipien der Erreichbarkeit der Grund-
stücke und Verkehrsflächen für die Feuerwehr bzw. zur Ver- und Entsorgung nicht 
eingehalten. Sie zeigen deswegen eine sehr theoretische, maximal mögliche, im 
öffentlichen Raum vorhandene Stellplatzanzahl. Die bei genauer Betrachtung ver-
bleibenden hinzukommenden Stellplätze rechtfertigen nicht den sehr kosteninten-
siven Umbau des Straßenraums. 
 
 
4.3 Untersuchung des Helmholtz-Zentrum für Umweltfo rschung 
 
Ebenfalls Ende 2007 konnte am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung eine 
Gruppe von Wissenschaftlern gewonnen werden, die unterstützt von Stipendiaten 
und Diplomanden eine Befragung der Schleußiger Haushalte sowie eine Teststudie 
für freiwillige Verhaltensänderungen bei der Mobilitätswahl in Schleußig durchführ-
ten. Die Befragung erfolgte im Frühjahr 2008 als Vollbefragung von ca. 4.000 Haus-
halten im Gebiet zwischen Holbeinstraße und Könneritzstraße. Im Mai 2008 lief die 
Untersuchung des Verkehrsverhaltens der 10 Testhaushalte. Die ersten Zwischener-
gebnisse wurden Ende Juni 2008 in Schleußig öffentlich vorgestellt und die Ender-
gebnisse sowie Auswertungen aus der Befragung und der Testreihe wurden der 
Stadt im November 2008 zur Verfügung gestellt. 
 
Im Gegensatz zur stark auf die infrastrukturellen Seite konzentrierten Sicht der 
Studenten der HTWK wurde bei der Befragung der Haushalte durch das Helmhotz-
Zentrum für Umweltforschung ein größeres Gewicht auf die Verkehrsmittelwahl und 
die Mobilitätsbedürfnisse der Schleußiger bzw. ihre Einstellung zur Parkproblematik 
gelegt. Hierzu konnten 10 Haushalte gewonnen werden, die sich in einer freiwilligen 
Testphase für 4 Wochen ohne die Nutzung des eigenen Pkws vor der Haustür zu 
recht finden mussten. Als Partner konnten die LVB GmbH, der Car-Sharing-Anbieter 
teilAuto GmbH, die Firma Fahrradladen Rückenwind und der Betreiber des Park-
hauses in der Gießerstraße gewonnen werden, sich mit kostenfreien/-günstigen 
Angeboten zu beteiligen, um Alternativen zur Nutzung des eigenen Autos bzw. zum 
Abstellen des Fahrzeugs vor der eigenen Haustür auszuprobieren. Die Ergebnisse 
lassen teilweise erstaunliche Spielräume für mögliche Verhaltensänderungen erken-
nen. Diese werden jedoch ohne kostenfreie/-günstige Angebote bzw. eine Erhöhung 
des Parkdrucks bzw. der Ahndung illegalen Parkens nicht zur Geltung kommen. Evtl. 
hieraus abzuleitenden Lösungsansätze werden noch in der Verwaltung geprüft. 
 
Eine kurze Zusammenfassung der Ergebnisse der Studie befindet sich in der Anlage. 
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5. Ergebnisse: 
 
− Trotz intensiver Bemühungen aller Beteiligten, insbesondere auch des Bürgerver-

eins Schleußig, war es nicht möglich, vorhandene private Freiflächen für die Nutz-
ung als Pkw-Stellplätze zu finden. Es gab keine Bereitschaft seitens der von der 
Stadt angesprochenen Eigentümer, trotz vorgestelltem Nutzungs- und Betreiber-
konzeptes, Flächen ggf. als Zwischennutzungen zur Verfügung zu stellen. Offen-
sichtlich ist die Gewinnerwartung einer unbelasteten Grundstücksfläche höher als 
die Einnahmen einer Bewirtschaftung der Flächen als Parkraum. 
 

− Bei der Betrachtung der Infrastruktur des öffentlichen Raumes war die Verwaltung 
mit den notwendigen Umbaumaßnahmen des Straßenraums sehr schnell an die 
Kostengrenzen gestoßen. Die untersuchten typischen Straßenräume in Schleußig 
(Brockhausstraße, Alfred-Frank-Straße) sowie die verkehrsorganisatorischen 
Maßnahmen in der Stieglitzstraße, Rochlitzstraße, Schnorrstraße schaffen keine 
überzeugende Lösung für den ruhenden Verkehr. Neben erheblichen Kosten, die 
zu großen Teilen bei Anliegerstraßen auf die Eigentümer umgelegt werden, 
wären auch gravierende Eingriffe in den Baumbestand, den Seitenraum, die Ge-
staltung des städtischen Raums und die Verkehrsorganisation (Einrichtung von 
Einbahnstraßen) erforderlich gewesen. Im Ergebnis musste festgestellt werden, 
dass bei Berücksichtigung vorhandener Bäume bzw. Fahrbahngrenzen nur sehr 
wenige zusätzliche Stellplätze geschaffen werden könnten. Insbesondere bei 
den komplexen Umbaumaßnahmen standen diese in keine m Verhältnis zu 
den notwendigen Aufwendungen und Kosten. 
 

− Die Untersuchungen des Helmholtzzentrums für Umweltforschung – UFZ lassen 
einen gewissen Spielraum für „weiche Maßnahmen“ erkennen. Es gibt in relativ 
engen Grenzen einen geringen Prozentsatz an Haushalten, die es sich bei unter-
stützenden Rahmenbedingungen vorstellen könnte das eigene Fahrzeug außer-
halb von Schleußig abzustellen. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass 
rund ein Viertel der geparkten Autos mehrere Tage oder sogar länger als eine 
Woche am Stück ungenutzt abgestellt sind. Insofern wäre der ggf. zusätzliche 
Aufwand zum holen des Fahrzeug sehr überschaubar. 
 

− Maßnahmen die auf eine Änderung des Parkverhaltens der Bewohner in 
Schleußig abzielen können nicht – als „Umerziehungsmaßnahmen“ missver-
standen – von der Stadt „aufgezwungen“ werden. Vielmehr muss die Initiative 
hierzu aus der Bürgerschaft selbst kommen. Die Verwaltung kann dann beglei-
tend wirken. 

 
 
6. Weiteres Vorgehen 
 
Mit der Beantwortung der Anfrage IV/F 539/08 wurde im Stadtrat letztmalig im 
November 2008 vom Stand der Bearbeitung und Abstimmungen zu der Situation des 
ruhenden Verkehrs in Schleußig berichtet. Zwischenzeitig wurden die hierzu erstell-
ten Unterlagen der studentischen Arbeitsgruppe der HTWK und der Abschlussbericht 
des Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ der Stadt übergeben. Diese 
Unterlagen wurden in der Verwaltung geprüft. Über das Ergebnis dieser Prüfung wird 
mit dieser Informationsvorlage berichtet. 
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Nach Vorstellung der Untersuchungen in den Fachausschüssen wird die Öffentlich-
keit im Stadtbezirksbeirat Südwest über die Ergebnisse informiert. 
 
Mit dem ab Herbst 2010 geplanten Umbau der Könneritzstraße im Abschnitt 
zwischen der Straßenbahnhaltestelle Holbeinstraße und Rödelstraße ist bau- und 
umleitungsbedingt in der Könneritzstraße und in deren Umfeld mit einer weiteren 
temporären Verschärfung der Situation für den ruhenden Verkehr zu rechnen. Auch 
hierfür werden noch Lösungen erarbeitet und zu gegebener Zeit im Stadtbezirksbei-
rat vorgestellt werden. 
 
Im Endergebnis ist festgestellt worden, dass es offensichtlich keine durch die Stadt 
bauliche, realisierbare Lösung gibt, die eine zusätzliche Parkinfrastruktur bietet. Die 
Verantwortung der Eigentümer und Fahrzeughalter ist nicht soweit ausgeprägt nach 
Lösungen zu suchen, die Kosten verursachen. Zahlungsbereitschaft und Kostenbe-
wusstsein müssen wahrscheinlich erst über ein längeres Verfahren der öffentlichen 
Meinungsbildung verbessert werden bevor Verhaltensänderungen greifen können. 
 
Die Verwaltung prüft hierzu inwieweit im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen 
und Umleitungsmaßnahmen temporäre Maßnahmen zur Schaffung von Stellplätzen 
als teilweiser Ersatz für die bauzeitlich bedingt entfallenden Stellplätze in der 
Könneritzstraße möglich sind.  
 
 
 
 
 
Anlage:  
 
Kurzfassung der Ergebnisse der Untersuchung des Helmholtzzentrums für 
Umweltforschung - UFZ



Verkehrs- und Tiefbauamt                                                                                                                                                30.01.2009 
Parkplatzsituation in Schleußig 

 

 9  

Text des Helmholtzzentrums für Umweltforschung – UFZ 
 
Das Auto vor der Haustür – und wenn dort kein Platz  ist? 
Dr. Sylvia Harms und dipl. geogr. cand. Franziska Dombrowski 
 
Auch wenn in ostdeutschen Städten und Regionen immer wieder von „Schrumpfung“ 
die Rede ist – manche Stadtteile sind stetig am Wachsen. Nach und nach werden 
Häuser saniert, Baulücken geschlossen und neue Grünflächen gestaltet. Oft handelt 
es sich hierbei um zentrumsnahe Wohnlagen, die gleichzeitig ausreichend Möglich-
keiten für Einkaufen, Erholung und Freizeitgestaltung bieten. So zum Beispiel der 
Leipziger Stadtteil Schleußig, geschätzt und beliebt wegen seiner Nähe zur Innen-
stadt, seinen vielen grünen Hinterhöfen sowie seiner Lage direkt am Park. Familien 
ziehen genauso gern hierher wie Studenten, Angestellte in höheren Positionen oder 
Selbständige. Der Stadtteil ist von einer gründerzeitlichen Bauweise geprägt und 
größtenteils durchsaniert. 
 
Zu Gründerzeiten hatte man jedoch noch nicht daran gedacht, dass viele Haushalte 
eines Tages ein Auto besitzen werden. Im Zuge der Häusersanierung wurden viele 
ehemals große Wohnungen in kleinere Einheiten unterteilt, so dass die Anzahl an 
Wohnungen im Stadtteil stieg. Tiefgaragen oder hauseigene Pkw-Stellplätze konnten 
nur in seltenen Fällen errichtet werden. Als der öffentliche Straßenraum aufgrund der 
zunehmenden Bewohnerzahl (und des zunehmenden Trends zum Autobesitz im 
Haushalt) zugeparkt war, wurde damit begonnen, die Fahrzeuge direkt auf den aus-
ladenden Bürgersteigen zu parken. Viele Bewohner tolerierten dies, andere fühlten 
sich als Fußgänger gefährdet und riefen das Ordnungsamt. Vermittelnd wurde eine 
Arbeitsgruppe eingerichtet, die eruieren sollte, welche Möglichkeiten dem Stadtteil 
zur Verfügung stünden, um das Parkraumproblem zu entschärfen.  
 
So wurden zum Beispiel bauliche Veränderungen des öffentlichen Straßenraums in 
Erwägung gezogen und verschiedene Bauvarianten zu Papier gebracht – in allen 
Fällen teure Varianten, die auch über die Bewohner mit finanziert werden müssten. 
Zudem würde der Charakter des vor allem wegen seines hohen Anteils an stadt-
eigenem Grün geschätzten Stadtteils durch Umbauten deutlich verändert – müssten 
doch nicht wenige der alten, das Stadtteilbild prägenden Bäume gefällt werden, um 
tatsächlich ausreichend Platz für neue Parkflächen zu schaffen. Eine Repräsentativ-
befragung des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung – UFZ im Stadtteil fand her-
aus, dass eine solche Maßnahme vehement abgelehnt würde – trotz der allgemeinen 
Befürwortung für das Schaffen neuer Parkplätze im Stadtteil. Weniger tiefe Einschnit-
te in das Stadtteilbild würden kleinere Umgestaltungsmaßnahmen wie die Umwid-
mung einzelner Straßenzüge zu Einbahnstraßen (verbunden mit der Möglichkeit des 
Querparkens auf einer Straßenseite) oder das Schließen großer Straßeneinmünd-
ungen für den Durchgangsverkehr (verbunden mit dem Schaffen eines kleinen Park-
platzes auf diesem Gebiet) mit sich bringen. Indes, mit ihnen allein könnte die benö-
tigte Anzahl fehlender Parkplätze nicht erreicht werden. Als weitere Möglichkeit wur-
de folglich untersucht, ob es auch von Seiten der Bewohner eine Bereitschaft gäbe, 
ihr Park- (und gegebenenfalls auch Mobilitäts-)verhalten zu verändern und selbst für 
eine Entspannung der Parksituation im öffentlichen Straßenraum zu sorgen.  
 
Die Repräsentativbefragung hatte bereits ergeben, dass eine Zahlungsbereitschaft 
für das Parken am Wohnort besteht (im Schnitt wären die Schleußiger bereit, monat-
lich 20 Euro für das Parken auszugeben) und dass das Auto auch nicht zwingend vor 
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der eigenen Haustür, sondern lediglich in akzeptabler Fußlaufentfernung stehen 
muss. Als akzeptable Entfernung konnten 5 Fußlaufminuten ermittelt werden – 
erstaunlicherweise mehr als die durchschnittlich 3 Minuten, die die Bewohner derzeit 
für den Weg von der eigenen Haustür zu ihrem Parkplatz benötigen. Die Mehrzahl 
der Befragten sah – neben der Stadt Leipzig und den Wohnungsbaugenossen-
schaften und Hauseigentümern – durchaus auch die Autobesitzenden in der Pflicht, 
sich an einer Problemlösung zu beteiligen. Die Forscherinnen des UFZ wollten es 
also genauer wissen und führten einen freiwilligen Verhaltenstest durch.    
 
Zehn Haushalte wurden gebeten, ihr Auto einen Monat lang in einem Nachbarstadt-
teil zu parken, in dem die Parkraumsituation deutlich entspannter ist. Sie bekamen 
dafür einen Gratis-Stellplatz in einem etwa zwei Kilometer entfernt gelegenen Park-
haus zur Verfügung gestellt. Das eigene Auto durfte weiterhin genutzt werden – nur 
stand es eben nun auf einem Platz, der etwas weiter entfernt von der eigenen Haus-
tür lag, dafür aber den öffentlichen Straßenraum nicht belastete. Um für einen sol-
chen Test nicht nur besonders aufopferungswillige umweltbewusste Personen, son-
dern eine sozialstrukturell und motivatorisch möglichst große Bandbreite an teilneh-
menden Haushalten gewinnen zu können, bekamen die Haushalte eine Reihe von 
„Aufwandsentschädigungen“, die ihnen zudem maximale Mobilität vor Ort gewähr-
leisten sollten. Der lokale Fahrradladen „Rückenwind“ bot einen Gratis-Fahrradcheck 
aller Räder der teilnehmenden Haushalte an, das CarSharing-Unternehmen 
„teilAuto“ vergab eine 3-monatige Gratis-Mitgliedschaft sowie ein Fahrtguthaben im 
Wert von 50 Euro, und die Leipziger Verkehrsbetriebe offerierten ihr Jahresabonne-
ment mit einem ersten Gratis-Monat sowie der Möglichkeit, jederzeit ohne Kosten 
wieder kündigen zu können. Die teilnehmenden Haushalte wurden gebeten, ihr 
Mobilitätsverhalten während dieses „Testmonats“ in regelmäßigen Abständen zu 
protokollieren und im Anschluss an die Testphase für ein vertiefendes Auswertungs-
gespräch zur Verfügung zu stehen.  
 
Überraschend war zunächst, dass sich deutlich mehr Haushalte für eine Teilnahme 
interessierten als tatsächlich gesucht wurden. Diejenigen, die schließlich teilnahmen 
(Singles, Paare, Familien mit Kindern) verband eine gewisse Neugier darauf, es „ein-
fach mal anders zu probieren“. Einige hatten in der Vergangenheit bereits darüber 
nachgedacht, ihr Auto weniger oder gar nicht mehr zu benutzen, ihnen fehlte jedoch 
ein konkreter Anstoß, diese Überlegung auch in die Tat umzusetzen. Andere hatten 
das Gefühl, ihr Auto sowieso nicht regelmäßig zu benötigen, so dass kaum Verhal-
tensanpassungen erforderlich wären. Hinter der Überlegung, „es mal anders zu 
probieren“ standen bei einigen Haushalten ökologische Motive, d.h. ein gewisses 
Unbehagen bei der Autonutzung, die man zwar als praktisch empfand, von der man 
aber wusste, dass die ökologischen Folgen teilweise gravierend sind. Andere wieder-
um betrachteten es rein zweckmäßig: Was bietet mir mein Auto eigentlich, und kann 
ich mit anderen Verkehrsmitteln nicht genau denselben oder sogar einen höheren 
Nutzen erzielen? Diese Frage stand insbesondere bezüglich des Car Sharings oft im 
Raum, von dem viele gehört, es aber selbst noch nie ausprobiert hatten. Insbeson-
dere diejenigen Haushalte, die ihr Auto nur unregelmäßig nutzten, stellten die Frage 
nach einem Kosten-Nutzen-Vergleich zwischen Car Sharing und eigenem Auto.  
 
Die Angebote von Rückenwind, teilAuto und LVB wurden zudem dankbar aufge-
nommen, so dass niemand das Gefühl hatte, sich für Andere oder seinen Stadtteil 
aufopfern zu müssen. Ein bisschen mulmig war den Teilnehmenden dann im Vorfeld 
aber doch zumute: Würde man es wirklich schaffen, das Auto den ganzen Monat im 
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entfernten Parkhaus abzustellen oder würde doch wieder die eigene Bequemlichkeit 
siegen und das Auto in den Stadtteil geholt? Und wie stark würde sich das entfernte 
Parken wirklich auf die Alltagsorganisation auswirken? 
 
Insgesamt mussten alle Haushalte feststellen, dass das weiter entfernte Parken sie 
deutlich weniger in der Organisation des Alltags beeinträchtigte als gedacht. Zwar 
wurde auf Arbeitswegen der Aufwand, täglich zum Parkhaus zu laufen und das eige-
ne Auto zu holen, von allen Haushalten als zu groß empfunden, dennoch waren die 
meisten Teilnehmer sowieso schon vorher zumeist mit dem Fahrrad oder der 
Straßenbahn zur Arbeit gefahren.  
 
Drei Haushalte stiegen während der Testphase auf Arbeitswegen vom Auto auf die 
Straßenbahn um. In ihrem Fall dauerte die Fahrt zum Arbeitsplatz nun deutlich 
länger, jedoch erlebten zwei Haushalte das Fahren mit der Straßenbahn vor allem 
als Entspannung und nicht als Belastung (Zeit zum Lesen, die sonst im Alltag oft 
fehlt). Problematisch wurde es im abendlichen Schichtdienst, wo die Verfügbarkeit 
von Bus und Bahn deutlich eingeschränkt war – hier wurde doch das Auto aus dem 
Parkhaus geholt. Ein Haushalt erlebte den Umstieg auf die Straßenbahn eher als 
Belastung, kündigte aber dennoch sein LVB-Abonnement nach der Testphase nicht 
und fuhr auch weiterhin mit der Straßenbahn. 
 
Auf allen anderen Wegen nutzten die Haushalte das eigene Auto während der Test-
phase nur dann, wenn es subjektiv gesehen nicht anders ging. Dies war zumeist an 
Wochenenden der Fall (Auto für Wochenendausflüge geholt), teilweise für Großein-
käufe oder für regelmäßige Fahrten an Ziele außerhalb Leipzigs. Manche Personen 
nutzten für diese Zwecke gezielt die Car Sharing-Autos. Sie hätten auch ihr eigenes 
Auto holen können, wollten aber ausprobieren, was die Car Sharing-Autos in diesen 
Fällen leisten können (was im Rahmen des gestellten Fahrtguthabens von 50 Euro ja 
problemlos möglich war). In seltenen Fällen wurde auf Freizeitfahrten gänzlich ver-
zichtet, die angesichts des Aufwandes, erst zum Parkhaus zu laufen und das Auto zu 
holen, als „doch nicht so wichtig“ eingestuft wurden. 
 
Die größten Umstellungen durch das Parken außerhalb des Stadtteils fanden sich im 
Bereich des Einkaufens. Haushalte, die zuvor regelmäßig mit dem Auto eingekauft 
hatten, holten nun nicht mehr extra ihr Auto, um einkaufen zu fahren, sondern ver-
banden eine Fahrt für andere Zwecke mit dem Einkaufen, brachten ihre Einkäufe 
nach Hause und stellten das Auto dann wieder im Parkhaus ab. Andere versuchten 
ganz gezielt, mit dem Fahrrad einkaufen zu fahren. Hierfür suchten sie stärker Ge-
schäfte im Stadtteil auf und gingen häufiger los, um jeweils kleinere Mengen einzu-
kaufen. Obwohl der Zeitaufwand für das Einkaufen anstieg, erlebten die meisten 
Haushalte dieses veränderte Einkaufsverhalten nicht als Belastung, sondern ganz 
pragmatisch als organisatorische Umstellung, die man eben so einplanen müsse. 
Finanzielle Einbußen durch das Einkaufen im Stadtteil ergaben sich laut Aussage der 
teilnehmenden Haushalte nicht. Notfallsituationen, in denen man zwingend das Auto 
vor der Haustür benötigt hätte, gab es im Testzeitraum fast nicht. In einem Haushalt 
musste ein krankes Kind möglichst schnell zum Arzt gebracht werden, so dass als 
Alternative nur das Taxi in Frage kam. Die Taxifahrt funktionierte, man ärgerte sich 
aber über die entstandenen Kosten.  
 
Insgesamt gesehen waren die Mobilitätserfahrungen der meisten Testhaushalte 
überwiegend positiv: Sie hätten sich durchaus vorstellen können, auch weiterhin 
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außerhalb Schleußigs zu parken. Allerdings waren sie nicht bereit, hierfür Stellplatz-
kosten zu tragen, und solange sie dies als Einzelpersonen tun würden, während die 
Mehrheit der Bewohner weiterhin im Stadtteil parken würde, wäre ein solches Ver-
halten aus ihrer Perspektive auch nicht attraktiv. Insofern kehrten alle teilnehmenden 
Haushalte nach Abschluss der Testphase mit ihren Autos in den Stadtteil zurück. Ein 
Haushalt hatte schon vor dem Test erwogen, sein Auto zu verkaufen, und sah sich 
durch die Erfahrungen im Test in diesem Beschluss bestätigt. Die übrigen Haushalte 
mochten aufgrund der Flexibilität, die ihnen das Auto bietet, derzeit (noch) nicht auf 
das Auto verzichten. Einige könnten sich aber vorstellen, zum Car Sharing zu 
wechseln, sobald ihr Auto kaputt gehen würde. Zwei Haushalte parkten im Verlauf 
der Testphase aus den verschiedensten Gründen doch immer wieder im Stadtteil 
selbst – für sie muss dieser Test als gescheitert angesehen werden.  
 
Als Fazit kann festgehalten werden, dass die Erfahrungen der Testhaushalte Mut 
machen, weiter über kreative Lösungen im Stadtteil nachzudenken, die am Verhalten 
der Bewohner selbst ansetzen. Dabei muss beachtet werden, dass solche Lösungen 
nicht als „Umerziehungsmaßnahmen“ von Seiten der Stadt verstanden werden dür-
fen (die Menschen sollen handeln, damit die Stadt teure Baukosten spart), sondern 
als Initiative aus dem Stadtteil selbst hervorgehen müssen. Solche verhaltensba-
sierten Lösungen funktionieren jedoch nur, wenn die Anreizsysteme deutlich anders 
gesetzt werden als sie es bisher sind. Ist es weiterhin erlaubt, auf Bürgersteigen zu 
parken, werden die meisten Bewohner nach ein paar Runden des Um-den-Block-
Fahrens einen Gratis-Parkplatz in Wohnungsnähe finden. Würde ein generelles 
Verbot des Parkens auf Bürgersteigen ausgesprochen und/oder Parkgebühren im 
öffentlichen Straßenraum erhoben, sänke die Attraktivität des Parkens im eigenen 
Stadtteil deutlich.  
 
Nun kann jedoch nicht einfach ein Parkraumproblem von einem Stadtteil auf einen 
angrenzenden verlagert werden. Idealerweise sollte versucht werden, die Parkraum-
suche auf Parkhäuser zu verlagern, die zu großen Teilen leer stehen. Dies würde 
den Autobesitzern auch das Gefühl geben, ihr Auto sicher abgestellt zu haben. Geld, 
das ansonsten für Umbaumaßnahmen im Stadtteil verwendet werden müsste, die 
gar nicht gewollt sind, weil sie das Erscheinungsbild des Stadtteils deutlich verändern 
würden, könnte sinnvoll auch für Anreize zur Verhaltensänderung eingesetzt werden 
– warum nicht Gratis-Parkplätze in leeren Parkhäusern anbieten? Je mehr Menschen 
über ihr eigenes Verhalten nachdächten und dieses änderten, desto salonfähiger 
würde es auch für andere, und desto mehr wüchse die gemeinsame Verantwortung 
für den eigenen Stadtteil. Ein weiterer Ansatzpunkt könnte die Stärkung der Inter-
essen der nichtmotorisierten Bewohner im Stadtteil sein – wer gerne zu Fuß geht, 
Fahrrad fährt oder die Straßenbahn nutzt, benötigt keinen Parkplatz. Und solange 
man dies zur Zufriedenheit tut, wird man sich auch kein Auto anschaffen und damit 
nicht zur weiteren „Aufmotorisierung“ und Verschlechterung der Parkraumsituation im 
Stadtteil beitragen.  
 
Übrigens: Ein Viertel aller im öffentlichen Straßenraum in Schleußig geparkten Fahr-
zeuge stehen dort – laut Selbstaussage der Autobesitzenden in der Repräsentativ-
befragung – in der Regel mehrere Tage oder sogar länger als eine Woche am Stück 
ungenutzt herum. Der Verhaltensaufwand, das Fahrzeug weiter entfernt stehen zu 
haben, sollte besonders bei diesen Fahrzeughaltern sehr gering sein. Als „Mobilitäts-
versicherung“ für Notfälle stünden immer noch genügend Carsharing-Autos in unmit-
telbarer Nähe im Stadtteil zur Verfügung. Man könnte es ja mal ausprobieren.   


